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ON MATTERS CONSTITUTIONAL

Die Geltendmachung tierlicher Interessen im deutschen
Verwaltungsrecht

Der Fall des Buckelwals ,Timmy“, der vor der Insel Poel strandete, I6ste innerhalb
kurzester Zeit ein mediales Echo aus, wie es in Deutschland wohl nur wenigen Tieren
zuteil wird. Der Wal war im Marz 2026 erstmals in der Ostsee gestrandet, zahlreiche
Menschen wollten ihn daraufhin retten lassen; private Initiativen boten ihre Hilfe dafur
an. Die Behorden mussten uber Eingreifen, Abwarten, Duldung von Mallnahmen und
Kontrolle derselben entscheiden — im Einzelfall sicherlich keine leichten
Entscheidungen.

Schliel3lich erreichte der Fall auch das Verwaltungsgericht Schwerin — mit insgesamt
19 Eilantragen. Dort ging es jedoch letztlich nicht um die Frage, ob Timmy hatte
gerettet werden kdnnen, durfen oder mussen. Die Verfahren scheiterten allesamt
bereits an einer vorgelagerten Frage: Wer darf tierliche Interessen gerichtlich geltend
machen?

Timmy als Angehoriger einer streng geschutzten Art

Materiell-rechtlich geniel3t der Buckelwal im Vergleich zu anderen Tieren einen sehr
hohen Schutzstatus — und das nach internationalem, unionsrechtlichem und
nationalem Recht. Als Saugetierart der Ordnung Cetacea fallt der Buckelwal unter
Anhang IV lit. a der europaischen FFH-Richtlinie (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie); Art.
12 FFH-RL verlangt fur diese Arten die Einflhrung eines strengen Schutzsystems. Im
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nationalen Recht gestaltet das Bundesnaturschutzgesetz diesen Schutz aus: Arten
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind ,streng geschutzte Arten® im Sinne von § 7
Abs. 2 Nr. 14 lit. b BNatSchG,; fir sie gelten damit insbesondere die Zugriffsverbote
des § 44 Abs. 1 BNatSchG, d. h. etwa, dass Tiere dieser Arten nicht verletzt oder gar
getotet werden dirfen (Nr. 1) — wahrend besonders sensibler Lebensphasen wie
etwa Wanderungszeiten durfen Menschen sie daruber hinaus nicht (erheblich) stéren
(Nr. 2). Daneben gelten fir sie die Besitzverbote des § 44 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG.

Somit bertihrten die im Fall Timmy diskutierten oder durchgefiihrten MalRnahmen
dem Anschein nach mehrere artenschutzrechtliche Verbote des § 44 BNatSchG. Dies
gilt insbesondere fur kdrperliche Beeintrachtigungen, ein mogliches ,In-Besitz-
Nehmen“ sowie flr Stérungen wahrend einer grundsatzlich sensiblen Lebensphase:
Buckelwale wandern im FrGhsommer typischerweise aus ihren warmen
Fortpflanzungsgebieten in die nahrungsreichen Gewasser der Arktis. Unter eine
Storung fallen Handlungen, die das psychische Wohlbefinden eines Tieres
beeintrachtigen und etwa Angstreaktionen hervorrufen kdnnen — ob dariber hinaus
negative Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art
erforderlich sind, ist umstritten.

Gerade im Fall eines gestrandeten Buckelwals ist jedoch zu beachten, dass die
artenschutzrechtlichen Verbote schutzzweckbezogen auszulegen sind. Das
Storungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG soll streng geschuitzte Arten
wahrend sensibler Lebensphasen vor Beeintrachtigungen schitzen, die ihre
Fortpflanzung, Aufzucht, Mauser, Uberwinterung oder Wanderung beeintréchtigen
kénnen. Timmy konnte seine Wanderung jedoch gerade nicht fortsetzen, weil er auf
einer Sandbank festhing. Malinahmen, die auf seine Befreiung und damit auf die
Wiederherstellung der Moglichkeit zur Fortsetzung der Wanderung gerichtet waren,
durften daher jedenfalls nicht ohne Weiteres vom Schutzzweck des Stérungsverbots
erfasst sein. Andernfalls wirde das Artenschutzrecht in sein Gegenteil verkehrt: Hilfe
fur ein streng geschutztes Tier wirde gerade deshalb erschwert, weil dieses streng
geschutzt ist. Auch eine an § 44 BNatSchG anknupfende Strafbarkeit nach § 71 Abs.
1 BNatSchG lag daher jedenfalls nicht nahe.

Soweit man einen Verstol gegen § 44 BNatSchG annahme, kdme der
Ausnahmegrund aus § 45 Abs. 5 BNatSchG in Betracht. Danach ist es zulassig,
verletzte, hilflose oder kranke Tiere aufzunehmen, um sie gesund zu pflegen. Doch
bereits eine ,Aufnahme® im Sinne des § 45 Abs. 5 BNatSchG erscheint bei einem
gestrandeten Buckelwal nicht ohne Weiteres einschlagig. Hinzu kommt, dass die
fachlichen Einschatzungen zu seinem Gesundheitszustand nahelegten, dass der Wal
kaum eine realistische Chance auf ein Uberleben gehabt héatte (siehe etwa
Einschatzungen der British Divers Marine Life Rescue, des International Whaling
Commission Strandings Expert Panel, des Deutschen Meeresmuseums und des
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Instituts flr Terrestrische und Aquatische Wildtierforschung). Die jeweiligen
Gutachten bzw. Stellungnahmen legen den Schluss nahe, dass die Stimulations-,
Bergungs- und Wiederaussetzungsbemihungen absehbar nur zu einer (erheblichen)

zusatzlichen Belastung fiir den Wal fihren und sein Leid verlangern wirden.

Timmy als leidensfahiges Lebewesen

Gerade vor diesem Hintergrund ist auch an mogliche Verstolde gegen das
Tierschutzgesetz zu denken. Dessen Schutzbereich erfasst grundsatzlich auch
wildlebende Tiere, unabhangig von ihrer naturschutzrechtlichen Einordnung. Nach §
1 S. 2 TierSchG darf niemand einem Tier ohne vernunftigen Grund Schmerzen,
Leiden oder Schaden zufugen. Materiell ware dabei zu prifen gewesen, ob die
vorgenommenen oder unterlassenen Mallnahmen dem Wal Schmerzen, Leiden oder
Schaden zufugten oder solche jedenfalls verlangerten. Schmerzen erfassen dabei
unangenehme sensorische und gefuhlsmaRige Erfahrungen, die mit einer
tatsachlichen oder potenziellen Gewebeschadigung einhergehen oder einer solchen
Erfahrung ahneln (s. Gerhold, in: Caspar/Gerhold, HK-TierSchG, § 1 Rn. 73). Leiden
setzen Einwirkungen voraus, die der Wesensart des Tieres zuwiderlaufen,
instinktwidrig sind und von dem Tier als lebensfeindlich empfunden werden, weil sie
seinem Selbst- oder Arterhaltungstrieb entgegenstehen (s. Gerhold, in:
Caspar/Gerhold, HK-TierSchG, § 1 Rn. 77). Auch Angst infolge ungewohnten und
gegebenenfalls als lebensgefahrdend wahrgenommenen Menschenkontakts kann
Leiden begrunden.

Strafrechtlich wird dieser Schutz durch § 17 TierSchG flankiert, der unter anderem
das Zufugen langer anhaltender oder sich wiederholender erheblicher Schmerzen
oder Leiden (Nr. 2 lit. b) unter Strafe stellt. Jedenfalls waren die Rettungsmalinahmen
nicht isoliert als belastende Einwirkungen zu betrachten. Wo ein Tier ohne Hilfe
voraussichtlich Uber langere Zeit qualvoll verendet, kann die Chance, sein Leben zu
erhalten oder sein Leiden zu verkurzen, voribergehende Belastungen rechtfertigen.
Strafrechtlich liel3e sich dies Uber den rechtfertigenden Notstand nach § 34 StGB
erfassen; zudem besteht grundsatzlich auch eine Pflicht zur Hilfeleistung nach § 323c
StGB. Fur die verwaltungsrechtliche Bewertung spricht derselbe Grundgedanke
dafur, belastende Rettungsmalinahmen nicht schon deshalb als tierschutzwidrig
einzuordnen, weil sie kurzfristig Stress, Angst oder Schmerzen auslosen.
Entscheidend ware vielmehr eine fachlich fundierte Abwagung zwischen der
Belastungsintensitat der MaRnahme, der realistischen Uberlebens- oder
Befreiungschance und dem ohne Eingreifen zu erwartenden Leiden des Tieres.
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Beschluss des VG Schwerin

Zu (derartigen) materiell-rechtlichen Uberlegungen kam das VG Schwerin nicht, da
die Antrage samtlich bereits auf Ebene der Zulassigkeit scheiterten. Die Antrage
richteten sich teils auf die Einleitung von Rettungsmaf3inahmen, teils auf die
Uberprifung der behordlichen Entscheidungen und teils auf das Unterlassen von
Rettungsmalnahmen. Samtliche Antrage blieben jedoch mangels Antragsbefugnis
erfolglos oder wurden zurickgenommen. Die Antragsteller konnten nach Auffassung
des Gerichts nicht darlegen, warum sie durch die jeweiligen Mafnahmen oder deren
Unterlassen in eigenen Rechten verletzt sein sollten. Die Normen des
Tierschutzgesetzes seien nicht drittschutzend; eine Tierschutzverbandsklage existiert
in Mecklenburg-Vorpommern nicht. Auch die Normen des
Bundesnaturschutzgesetzes seien nicht drittschutzend.

Da die gerichtliche Argumentation in den 19 Verfahren im Wesentlichen gleich verlief,
betrachten wir hier exemplarisch ein Verfahren naher (3 B 1168/26 SN).

Die Antragstellerin begehrte im Eilverfahren, das Land Mecklenburg-Vorpommern per
einstweiliger Anordnung geman § 123 Abs. 1 VwGO zu verpflichten, samtliche derzeit
durchgeflihrten oder veranlassten Mal3nahmen im Zusammenhang mit der Rettung
bzw. Refloatierung (also dem Wiederaufschwimmen und Abschleppen des Koérpers)
des in der Kirchsee (Wismarer Bucht) befindlichen Buckelwals unverziglich
einzustellen, soweit diese mit erheblichem Stress, Schmerzen oder Leiden fir das
Tier verbunden sind. Hilfsweise sollte der Antragsgegner verpflichtet werden, die
laufenden Malinahmen bis zur Einholung eines unabhangigen, auf Meeressauger
spezialisierten tierschutzfachlichen Sachverstandigengutachtens auszusetzen und
nur solche Handlungen zuzulassen, die nachweislich auf die Reduktion von
Schmerzen, Leiden und Stress des Tieres gerichtet sind.

Das VG Schwerin lehnte den Antrag unter Hinweis auf § 42 Abs. 2 VwGO analog als
unzulassig ab: Auch im Verfahren nach § 123 Abs. 1 VwGO musse der Antragsteller
plausibel darlegen, dass ihm der geltend gemachte Anspruch zustehen konne. Daran
fehle es. Der Antragstellerin stehe offensichtlich kein Anspruch gegenuber dem
Antragsgegner auf das begehrte Unterlassen oder Handeln zu.

Ein Anspruch der Antragstellerin kdnne sich dabei insbesondere nicht aus §§ 1, 2
oder 17 TierSchG ergeben. Die Normen des Tierschutzgesetzes seien nicht
drittschitzend — eine Beurteilung, die auch anders hatte ausfallen kénnen. So
entschied etwa das VG Freiburg, dass § 16a Abs. 1 S. 1, S. 2 Nr. 1 TierSchG in
Verbindung mit § 2 Abs. 2 BadW(rttPolG drittschitzende Wirkung zu Gunsten der
Antragsteller entfalten kénne.
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Weiter stellte das Gericht fest, dass in Mecklenburg-Vorpommern keine
tierschutzrechtliche Verbandsklage vorgesehen sei. Ohnehin handle es sich bei der
Antragstellerin um keinen anerkannten Tierschutzverband — eine Einordnung, die
wohl auch fur die Antragsteller in den 18 anderen Verfahren zutreffend ist. Die
gegenwartige Landesregierung beabsichtige nicht, eine tierschutzrechtliche
Verbandsklage einzufiihren (s. Landtags-Drucksache 8/3813, S. 6).

Auch die Normen des Bundesnaturschutzgesetzes seien nach Auffassung des
Gerichts nicht dazu bestimmt, private Belange zu schitzen.

Ebenso wenig ergebe sich ein Anspruch aus Vorschriften des Gefahrenabwehrrechts,
wie etwa dem Sicherheits- und Ordnungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (SOG M-
V), da auch insoweit ein individualschitzender Anspruch auf ein bestimmtes
behordliches Einschreiten nicht ersichtlich sei. Ein Anspruch ergebe sich auch nicht
aus Art. 20a GG oder aus dem Unionsrecht. Weitere Anspruchsgrundlagen, aus
denen sich ein gerichtlich durchsetzbares subjektives Recht der Antragstellerin
herleiten liel3e, seien nicht ersichtlich. Die Antragstellerin werde durch die
vorgetragenen Zustande und den von ihr geschilderten Uberlebenskampf des Wals
nicht in erkennbarer Weise in ihren Rechten verletzt.

Verfassungsrechtlicher Tierschutz ohne prozessuale
Ubersetzung

Seit 2002 schutzt Art. 20a GG ausdrucklich auch die Tiere. Der Tierschutz ist bei der
Auslegung einfachen Rechts, bei Ermessensentscheidungen und in
Abwagungssituationen zu berlcksichtigen. Und doch: Obwohl der Tierschutz
verfassungsrechtlich anerkannt ist, bleibt auf Bundesebene ungeklart, wer diesen
Schutz im Konfliktfall durchsetzen darf.

Besonders augenfallig wird dies an der fehlenden tierschutzrechtlichen
Verbandsklage in Mecklenburg-Vorpommern. Das fuhrt zu einer schwer erklarbaren
foderalen Zufalligkeit: Ob ein Tierinteresse gerichtlich vertreten werden kann, hangt
insofern nicht von der Intensitat des Leidens des Tieres ab, sondern vor allem davon,
ob das jeweilige Bundesland ein Verbandsklagerecht geschaffen hat und wie weit
dieses reicht. Ware der Wal im benachbarten Schleswig-Holstein gestrandet (seine
erste Strandung trug sich am Timmendorfer Strand in Schleswig-Holstein zu), hatte
sich die prozessuale Ausgangslage anders dargestellt. Das schleswig-holsteinische
Gesetz zum Tierschutz-Verbandsklagerecht eréffnet anerkannten Tierschutzvereinen
Rechtsbehelfe, ohne dass sie eigene Rechte geltend machen mussen. Besonders
relevant ist, dass das Gesetz auch Anordnungen oder die Unterlassung von
Anordnungen nach § 16a TierSchG erfasst. Ein anerkannter Verband hatte daher
etwa versuchen konnen, die unterbliebene tierschutzrechtliche Steuerung der
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Rettungsmalnahmen als Unterlassen einer gebotenen § 16a-Anordnung gerichtlich
Uberprufen zu lassen. Wenn Art. 20a GG den Tierschutz als gesamtstaatliches
Verfassungsziel anerkennt, erscheint es durchaus inkonsequent, seine gerichtliche
Durchsetzung derart zu fragmentieren.

Naturschutz ist nicht gleich Tierschutz

Der Fall zeigt zudem, dass auch Ausweichuberlegungen oftmals nicht weiterfihren:
Wo ein tierschutzrechtlicher Zugang fehlt, liegt es nahe, tierliche Interessen
naturschutzrechtlich zu rahmen. Zwar schutzen auch die Zugriffsverbote des § 44
Abs. 1 BNatSchG den Buckelwal grundsatzlich als Individuum vor
Beeintrachtigungen — seine Leidensfahigkeit und sein Schmerzempfinden spielen
jedoch keine dem Tierschutzrecht vergleichbare Rolle. Das Naturschutzrecht versteht
das Tier in erster Linie als Bestandteil von Okosystemen, nicht als
empfindungsfahiges Wesen. Das ist unbefriedigend. Der Schutz tierlicher Interessen

darf nicht davon abhangen, ob diese in umweltrechtliche Interessen Ubersetzbar sind.

Dies gilt umso mehr, da die betroffenen Umweltinteressen prozessual ebenfalls nicht
durchsetzbar waren: Weder § 64 BNatSchG noch § 1 UmwRG begriundeten ein
Verbandsklagerecht, mit dem ein behdrdliches Einschreiten hatte geltend gemacht
werden konnen. Beide Regelungsregime knupfen beim Anwendungsbereich der
Verbandsklage an einen abschlieRenden Katalog von Entscheidungen
beziehungsweise deren Unterlassen an. Damit kann gerade nicht jede
umweltrechtlich relevante behordliche MalRinahme oder deren Unterlassen gerichtlich
geltend gemacht werden. Das ist auch mit Blick auf die Aarhus-Konvention
problematisch. Die Konvention soll den Zugang zu Informationen,
Offentlichkeitsbeteiligung und gerichtlichem Rechtsschutz in Umweltangelegenheiten
starken. Art. 9 Abs. 3 verpflichtet die Vertragsstaaten, der Offentlichkeit Zugang zu
gerichtlichen oder verwaltungsbehordlichen Verfahren zu erdffnen, um
umweltrechtswidrige Handlungen und Unterlassungen von Behorden oder Privaten
uberprufen zu lassen. Vor diesem Hintergrund wird zu Recht darauf hingewiesen,
dass das UmwRG hinter den Anforderungen des Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention
zuruckbleibt, soweit es den Zugang zu Gericht auf einen abschliellenden Katalog
gesetzlich benannter Klagegegenstande beschranki.

Der Fall Timmy macht einmal mehr deutlich, dass materieller Natur- und Tierschutz
allein nicht genugen. Obwohl der Buckelwal artenschutzrechtlich streng geschutzt ist
und dem Schutz des Tierschutzgesetzes unterliegt, konnte dessen Einhaltung
gerichtlich nicht Uberpruft werden. Denn es fehlt weiterhin an bundesweit verankerten
Instrumenten, um tierliche Interessen im Einzelfall gerichtlich geltend zu machen.
Solange dies so bleibt, bleibt der Rechtsschutz fur Tiere fragmentiert: Er hangt vom
jeweiligen Landesrecht und von naturschutzrechtlichen ,Ubersetzungen* tierlichen
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Leidens ab. Warum gerade ausgewahlte einzelne Tiere 6ffentliche Empathie und
private Hilfsbereitschaft in besonderem Malte mobilisieren, wahrend das Leiden
unzahliger anderer Tiere weitgehend unsichtbar bleibt, ist wiederum eine eigene
soziologische und ethische Frage.

SUGGESTED CITATION Kerstensteiner, Nina; Mittag, Mareike: Der Buckelwal
Timmy vor dem Verwaltungsgericht Schwerin: Die Geltendmachung tierlicher
Interessen im deutschen Verwaltungsrecht, VerfBlog, 2026/6/08,
https://verfassungsblog.de/timmy-verwaltungsgericht/, DOI:
10.59704/0b49c280f83cdOfe.

717


https://dx.doi.org/10.59704/0b49c280f83cd0fe

	Der Buckelwal Timmy vor dem VerwaltungsgerichtSchwerin
	Die Geltendmachung tierlicher Interessen im deutschenVerwaltungsrecht
	Timmy als Angehöriger einer streng geschützten Art
	Timmy als leidensfähiges Lebewesen
	Beschluss des VG Schwerin
	Verfassungsrechtlicher Tierschutz ohne prozessualeÜbersetzung
	Naturschutz ist nicht gleich Tierschutz


